
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

An das  

Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport  

des Landes Schleswig-Holstein  

Düsternbrooker Weg 92 

24105 Kiel 

 

Per E-Mail: imke.schneede@im.landsh.de  

 

Kiel, den 11.08.2025 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften 

 

Sehr geehrte Frau Dr. Schneede, sehr geehrte Damen und Herren,  
 
wir danken für die Gelegenheit, zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kommunalrechtlicher 
Vorschriften (Kommunalpaket II) Stellung zu nehmen und bringen hierzu folgende Hinweise und Anre-
gungen vor:  
 
 
I. Art. 1 - Änderung der Gemeindeordnung - und Art. 2 - Änderung der Kreisordnung - :  
 
1. Zu Art. 1 Nr. 2 und Nr. 28 (Änderung von § 1 Absatz 1a und § 102 GO) sowie Art. 2 Nr. 1 (Änderung 

von § 1 Abs. 1a KrO):  
 
Die Hinwirkungspflicht der Gemeinde und des Kreises auf Maßnahmen zur Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern in Gesellschaften, an denen die Gemeinde bzw. der Kreis beteiligt ist, wird in 
das Gemeindewirtschaftsrecht verschoben. Dies halten wir für sachgerecht. Die bisherige Regelung 
wird durch eine Soll-Vorschrift insofern verschärft, als entsprechende Maßnahmen nun auch im 
Gesellschaftsvertrag oder der Satzung der Gesellschaft sichergestellt werden sollen. Sofern damit 
zusätzliche Verfahrensschritte, Einschränkungen für die Entscheidungsfreiheit der Gemeindever-
tretungen bei der Besetzung von Organen und Gremien und Verhandlungen mit Dritten, an der 
Gesellschaft Beteiligten verlangt werden sollen, wirkt das den Bestrebungen zur Aufgabenreduzie-
rung und Verfahrensbeschleunigung entgegen.  
 
Ferner wird der Rhythmus für die diesbezügliche Berichtspflicht an die Kommunalaufsichtsbehörde 
von vier Jahren auf fünf Jahre verlängert. Die Landesregierung sieht das als Entbürokratisierungs-
maßnahme. Das nehmen wir zur Kenntnis. 

 
2. Zu Art. 1 Nr. 11 (Änderung von § 34 GO) und Art. 2 Nr. 8 (Änderung von § 29 KrO):  

 
Wir gehen davon aus, dass sich der Regelungsvorschlag mit dem vom Landtag am 24. Juli 2025 
beschlossenen Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften erledigt hat. 
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3. Zu Art. 1 Nr. 13 (Änderung von § 40a Abs. 3 GO) und Art. 2 Nr. 10 (Änderung von § 35a KrO):  
 
Die Änderung stellt klar, dass die Entscheidung der Gemeindevertretung über die Abwahl eines 
hauptamtlichen Wahlbeamten nicht auch mit einer Beratung in der Sache verbunden sein muss. 
Diese Änderung wird von uns befürwortet. 
 

4. Zu Art. 1 Nr. 14 (Änderung von § 46 Abs. 12 GO) und Art. 2 Nr. 11 (Änderung von § 41 Abs. 12 
KrO):  
 
Durch die geplante Änderung wird die Unterrichtung der Öffentlichkeit über Ausschusssitzungen 
präzisiert und detaillierter vorgegeben. Nunmehr ist die Öffentlichkeit in jedem Fall über Ausschuss-
sitzungen zu informieren, und zwar über Zeit, Ort und Tagesordnung. Dies gilt auch für nicht öffent-
liche Ausschusssitzungen. Wir gehen davon aus, dass dies ohnehin der Praxis entspricht, syste-
matisch gesehen wird damit aber die Information über Ausschusssitzungen deutlich verbindlicher. 
 

5. Zu Art. 1 Nr. 16 (Änderung von § 47d GO) und Art. 2 Nr. 13 (Änderung von § 42a KrO): 
 
Die Bestimmung über Beiräte wird in § 47d Abs. 3 GO und § 42a KrO so geändert, dass die Haupt-
satzung keine generell nicht-öffentliche Beratung mehr vorsehen kann. Für die Öffentlichkeit / Nicht-
öffentlichkeit von Beiratssitzungen gelten dann dieselben Regeln wie für die Gemeindevertretung 
und ihre Ausschüsse. Auch wenn wir dem Bedarf nach nichtöffentlichen Beratungen in Beiräten 
nicht abschließend einschätzen können, nimmt dies wiederum den Gemeindevertretungen und 
Kreistagen ein Stück Gestaltungsfreiheit bei der Konzeption von Gremien. Zudem ist auf die Gefahr 
hinzuweisen, dass die grundsätzliche Öffentlichkeit von Beiratssitzungen für bestimmte insofern 
besonders schutzbedürftige Personengruppen, wie etwa Kinder, Jugendliche oder Menschen mit 
Behinderungen, ein zusätzliches Hemmnis darstellen mag, sich in einen Beirat berufen zu lassen.  
Hinsichtlich der Einfügung von § 47d Abs. 4 GO und § 42a Abs. 4 KrO zu der Bestellung von Be-
auftragten für gesellschaftlich bedeutsame Gruppen und Belange ist die erfolgte Klarstellung in der 
Gesetzesbegründung wichtig, dass die Gemeinden künftig weiterhin die Option haben, Beauftragte 
zu bestellen, deren Tätigkeit nur konsultativ ausgestaltet ist und die nicht automatisch die Mitwir-
kungsrechte aus § 47e GO haben. Anderenfalls wäre die Gesetzesänderung eine deutliche Ein-
schränkung der Handlungsmöglichkeiten der Gemeinden und Kreise. Im Übrigen wiederholen wir 
unseren  Hinweis aus dem vorgezogenen Beteiligungsverfahren, dass es einer Regelung zur Be-
stellung von Beauftragten nicht bedarf, weil diese bereits jetzt durch die der Selbstverwaltung un-
terliegende Organisationshoheit der Gemeinden und Kreise gedeckt ist.  

 
6. Zu Art. 1 Nr. 18 (Änderung von § 48 Abs. 2 Satz 1 GO):  

 
Die Herabsenkung der Einwohnerzahl ist vom Schleswig-Holsteinischen Gemeindetag und vom 
Städteverband Schleswig-Holstein schon seit längerem erbeten worden und wird von dort begrüßt, 
weil sie zusätzlichen Gemeinden eine Option eröffnet. 

 
7. Zu Art. 1 Nr. 21 (Änderung von § 57 Abs. 3 GO) 

 
In § 57 Abs. 3 GO soll für hauptamtliche Bürgermeisterinnen und Bürgermeister als zusätzliche 
Wählbarkeitsvoraussetzung (neben der Wählbarkeit zum Deutschen Bundestag und der Volljährig-
keit) festgelegt werden, dass sie oder er „die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten“. Laut Gesetzesbegründung 
soll eine Bewerberin oder ein Bewerber dies in einer schriftlichen Erklärung versichern. Das Krite-
rium wäre dann durch den Gemeindewahlausschuss zu entscheiden. 
Wenn eine solche neue Wählbarkeitsvoraussetzung geschaffen wird, bedarf es für den Gemeinde-
wahlausschuss auch eine faktenbasierte und rechtlich fundierte Entscheidungsgrundlage. Denn es 
ist davon auszugehen, dass eine ablehnende Entscheidung stets im Rechtsweg angefochten wird. 
Eine Eigenerklärung von Bewerbern ist dafür keine hinreichende Grundlage. 
Aus diesen Gründen schlagen wir ein anderes Verfahren vor. Wir möchten insofern beispielhaft auf 
die Regelung in § 66 Abs. 4 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 
hinweisen. Wir halten es für richtig, dass die Verfassungstreue nur anlassbezogen geprüft wird 
(„wenn Anlass zu Zweifeln besteht…“). Dann sollte die oberste Kommunalaufsichtsbehörde die Ver-
fassungstreue prüfen, denn nur sie hat auch die Möglichkeit, Erkenntnisse des Verfassungsschut-
zes einzubeziehen. Mit einem entsprechenden Prüfergebnis der obersten 



 

 

Kommunalaufsichtsbehörde hätte der Gemeindewahlausschuss eine geeignete Grundlage für die 
Entscheidung. Die Prüfung der Verfassungstreue bedarf sowohl einer Sachverhaltsaufklärung als 
auch einer rechtlichen Einschätzung. Dies kann nur dort erfolgen, wo auch die notwendige juristi-
sche Expertise besteht und alle Erkenntnisse der Sicherheitsbehörden beigezogen werden können. 
Wir halten es auch für sinnvoll, dass die wenigen zu erwartenden Fälle bei einer Stelle gebündelt 
werden, die die entsprechenden Erfahrungen sammeln und verwerten kann. Bei durchschnittlich 
zehn bis 15 Direktwahlen pro Jahr ist nach bisheriger Erfahrung mit maximal einer Handvoll Zwei-
felsfällen zu rechnen. Dies sollte für die oberste Kommunalaufsichtsbehörde und den Verfassungs-
schutz leistbar sein. 

 
 
II. Zu Art. 3 Änderung der Amtsordnung 
 
1. Durch diverse Änderungen wird die bisherige Unterscheidung zwischen dem haupt- amtlich verwal-

teten Amt und dem ehrenamtlich verwalteten Amt ersetzt durch die präzisere Bezeichnung haupt-
amtlich bzw. ehrenamtlich geleitetes Amt. Dies ist aus unserer Sicht sachgerecht. Die Bezeichnung 
hauptamtlich/ehrenamtlich verwaltetes Amt bezieht sich dann künftig auf die Frage, ob das Amt 
überhaupt eine eigene Verwaltung hat oder die Verwaltung einer anderen kommunalen Körper-
schaft in Anspruch nimmt. Zu den übrigen Klarstellungen und Anpassungen der Amtsordnung ha-
ben wir keine Anregungen oder Bedenken vorzutragen. 
 

2. Im Übrigen halten wir an unserer Anregung fest, eine klarstellende Regelung in der Amtsordnung 
zu schaffen, nach der die Amtsausschüsse auch dann konstituiert wer- den können, wenn (noch) 
nicht alle amtsangehörigen Gemeinden alle weiteren Mitglieder entsandt haben. 

 
 
III. Zu Art. 4 Änderungen des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit:  
 
Die in § 19a Abs. 5 GkZ vorgesehene Regelung eines Zustimmungsvorbehaltes durch die Kommu-
nalaufsichtsbehörde bei der Kündigung einer Verwaltungsgemeinschaft halten wir für nicht erforderlich. 
Die kommunale Zusammenarbeit liegt allein im Selbstverwaltungsermessen der Beteiligten. In der Ge-
meindeordnung und der Amtsordnung sind ausreichend Mechanismen vorgesehen, um zu verhindern, 
dass eine Gemeinde oder ein Amt „verwaltungslos“ wird. Die beabsichtigte Neuregelung führt vielmehr 
zu einem zusätzlichen bürokratischen Aufwand, den Kommunale Landesverbände und Landesregie-
rung gemeinsam zu reduzieren verabredet haben. Angeregt wird insofern alternativ eine Anzeigepflicht 
gegenüber der Kommunalaufsichtsbehörde bei einer geplanten Kündigung einer Verwaltungsgemein-
schaft, damit die KAB ihrem Beratungsauftrag genügen kann. Sofern an der Zustimmungspflicht bzw. 
alternativ an der Anzeigepflicht festgehalten werden soll, wird angeregt, die Zustimmung durch bzw. die 
Anzeige gegenüber der oberen Kommunalaufsichtsbehörde vorzusehen, um insoweit auch die Auflö-
sung kreisübergreifender Ämter zu erfassen.  
 
 
IV. Zu Art. 7 – Änderung von § 71 Landesbauordnung:  
 
Die Anpassung der Zuständigkeiten für die Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens wird kritisch 
gesehen: Es handelt sich bei der Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens um eine Rechtsprüfung 
in einer Selbstverwaltungsangelegenheit. Es ist Aufgabe der Kommunalaufsichtsbehörde und nicht der 
– für Selbstverwaltungsaufgaben nicht zuständigen Fachbehörde bzw. Fachaufsichtsbehörde –, die 
Rechtmäßigkeit zu prüfen und die Entscheidung zu beanstanden und ggf. die Ersatzvornahme zu täti-
gen, wenn sich die Gemeinde weiterhin beharrlich weigert, das Einvernehmen zu erteilen.   
 
Zu den vorgebrachten Argumenten lässt sich zudem folgendes festhalten:  
 

➢ Die vermeintliche Doppelprüfung erfolgt nicht. In der Regel wird das Verfahren „für die Kommu-
nalaufsicht“ durch die Bauaufsichtsbehörde inhaltlich bearbeitet; die Entscheidung bleibt aber 
bei der Kommunalaufsicht und erfolgt dort letztlich nach rechtlichen und nicht nach baufachli-
chen Gesichtspunkten. Es ist auch in anderen Konstellationen gängige Praxis, dass die Kom-
munalaufsicht, soweit sie „fachfremde“ Kenntnis benötigt, diese hausintern oder ggf. im Rah-
men der Amtshilfe beizieht. Die Suggestion, es seien gegenwärtige zwei Behörden nebenei-
nander zuständig, ist unzutreffend. Die in der Gesetzesbegründung benannte „bürokratische 
Hürde“ existiert in der Praxis nicht und bedarf von daher auch keiner Beseitigung.  



 

 

➢ Auch die besorgte Verzögerung kann kaum wirklich relevant sein, da § 36 Abs. 2 BauGB eine 
Einvernehmensfiktion nach zwei Monaten vorsieht. Diesbezügliche Problemanzeigen sind hier 
nicht bekannt.  

➢ Die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens ist eine „klassische“ kommunale Selbstver-
waltungsaufgabe; es erscheint vor diesem Hintergrund systemfremd, die Ersetzung des zu Un-
recht versagten Einvernehmens in die Zuständigkeit einer Fachaufsichtsbehörde zu verlagern. 
Es ist insofern auch dem Eindruck einer „Übergriffigkeit“ der Fachaufsicht in Selbstverwaltungs-
angelegenheiten vorzubeugen, nach dem die Ersetzung des Einvernehmens eben nicht aus 
Rechtsgründen, sondern aus „politischen“ bzw. fachlichen Gründen erfolgen würde.  
 

 
V. Weiterer Änderungsvorschlag in Bezug auf Kommunalunternehmen:  
 
Zusätzlich zu den vorgelegten Vorschlägen regen wir folgende Rechtsänderung an: 
 
In § 106 a wird hinter Absatz 1a folgender Absatz 1b eingefügt: 
 
„(1b) Zwei oder mehrere von derselben Gemeinde getragene Kommunalunternehmen können durch 
Satzung im Weg der Gesamtrechtsnachfolge zu einem Kommunalunter- nehmen verschmolzen wer-
den.“ 
 
Begründung: 
 
Die Vorschriften der Gemeindeordnung (GO) und des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(GkZ) sehen unterschiedliche Möglichkeiten vor, Kommunalunternehmen im Sinne von § 106a GO oder 
gemeinsame Kommunalunternehmen gem. § 19b GkZ im Wege der Ge- samtrechtsnachfolge umzu-
wandeln. So ermöglicht § 106a Abs. 1 Satz 1 GO den Gemeinden, bestehende Regie- und Eigenbe-
triebe sowie eigenbetriebsähnliche Einrichtungen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge in rechtsfähige 
Anstalten des öffentlichen Rechts umzuwandeln. 
 
Nach § 106a Abs. 1a GO kann ein Unternehmen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft, an dem 
ausschließlich die Gemeinde beteiligt ist, durch Formwechsel in ein Kommunalunter- nehmen umge-
wandelt werden. Nach § 19c Abs. 2 Satz 4 GkZ können mehrere Gemeinden bestehende Regie- und 
Eigenbetriebe auf ein gemeinsames Kommunalunternehmen im Weg der Gesamtrechtsnachfolge aus-
gliedern. § 19c Abs. 2 GkZ ermöglicht, dass ein Kommunal- unternehmen einer kommunalen Körper-
schaft mit dem Kommunalunternehmen einer anderen kommunalen Körperschaft durch öffentlich-recht-
lichen Vertrag im Weg der Gesamtrechtsnachfolge zu einem gemeinsamen Kommunalunternehmen 
verschmolzen wird. Weitere Um- wandlungstatbestände finden sich in § 19c Abs. 3 bis 5 GkZ. Bislang 
nicht geregelt ist der Fall, dass zwei oder mehrere Kommunalunternehmen derselben Gemeinde zu nur 
einem Kommunalunternehmen verschmolzen werden. Es handelt sich um eine regelungsbedürftige Lü-
cke im Gesetz, für die mit der inzwischen gestiegenen Anzahl von Kommunalunternehmen ein Rege-
lungsbedürfnis besteht, um den Gemeinden Synergiemöglichkeiten bei der Schaffung effizienter Ver-
waltungsstrukturen zu eröffnen. 
 
Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen in § 106a GO nach Absatz 1a einen neuen Absatz 1b 
vorzusehen, mit dem die Verschmelzung zweier oder mehrerer Kommunalunternehmen derselben Ge-
meinde im Wege der Gesamtrechtsnachfolge ermöglicht wird. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 

 
 
Dr. Johannes Reimann  
Referent für Recht, Jugend und Soziales beim SHLKT   


